
 

 

 

Landwirtschaft unterstützen statt ruinieren! 

Wir stehen an der Seite unserer Bauern! 
 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

Die Land- und Forstwirtschaft ist eine 

Schlüsselbranche mit unverzichtbarem Stel-

lenwert für die Ernährungssicherung. Das 

Leben in den ländlichen Regionen ist ohne 

eine wettbewerbsfähige, moderne und zu-

kunftsfeste Landwirtschaft undenkbar. Das 

ist auch in meinem Wahlkreis täglich erleb-

bar. 

Jeder zehnte Arbeitsplatz in Deutschland 

ist mit der Landwirtschaft verknüpft. Die 

Land-, Forst- und Ernährungswirtschaft be-

findet sich aktuell, wie auch andere Wirt-

schaftszweige, in der Krise. Doch anstatt un-

sere Landwirtschaft zu unterstützen, wird 

die Bundesregierung sie schwächen: Die ge-

planten Steuererhöhungen sind ein Schlag 

ins Gesicht für die Landwirte. Wir verstehen 

ihren Protest und stehen solidarisch an ihrer 

Seite. 

 

Viele Traktoren auch vor „meinem“ Gebäude 

Wir fordern von der Bundesregierung, 

die Agrardiesel-Steuerentlastung sowie 

die Kfz-Steuerbefreiung in der Land- und 

Forstwirtschaft sowie in allen anderen von 

diesen Maßnahmen betroffenen land- und 

forstwirtschaftsnahen Wirtschaftsberei-

chen dauerhaft fortzuführen! 

Das kann aber nur ein erster Schritt sein. 

Darüber hinaus ist ein grundsätzliches Um-

steuern erforderlich, das insbesondere die 

guten und auf breiter Basis geeinten An-

sätze der „Borchert-Kommission“ und der 

„Zukunftskommission Landwirtschaft“ auf-

greift und umsetzt. 

Unser Gegenmodell zur Ampel-Politik: 

Es braucht jetzt eine deutliche Stärkung 

der ressourceneffizienten Landwirtschaft 

und einen Verzicht auf nationale, ideologie-

gesteuerte regulatorische Alleingänge, die 

die Wettbewerbsfähigkeit der Land- und 

Ernährungswirtschaft schwächen. Die Land-

wirtschaft braucht Entbürokratisierung vom 

Acker bis zum Teller. Öffentliche Investitio-

nen – gleich ob in konventionell oder ökolo-

gisch ausgerichteten Betrieben – müssen 

Priorität genießen. Innovationen bei neuen 

Züchtungsmethoden sowie im Biokraft-

stoff-Sektor dürfen nicht mehr aus ideologi-

schen Gründen blockiert, sondern müssen 

gefördert werden. 
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Zusätzlich müssen faire Handelspraktiken 

in der Lebensmittellieferkette gewährleistet 

und in der EU-Agrarpolitik wieder der Schul-

terschluss mit den europäischen Partnern 

gesucht werden, damit eine gemeinsame zu-

kunftsfähige Gemeinsame Agrarpolitik 

(GAP) mit einer starken Einkommensgrund-

stützung dauerhaft gewährleistet ist. 

 

Der Blick aus meinem Bürofenster 

 

Ich sage deutlich: 

Wir brauchen nicht nur die komplette Zu-

rücknahme der inakzeptablen finanziellen 

Mehrbelastungen, die die Bundesregierung 

den Bauern aufbürdet. Vielmehr erwartet 

unsere Bauern zu Recht eine grundsätzlich 

andere Agrarpolitik. Dazu braucht es ganz 

grundlegend eine neue Kultur der Anerken-

nung gegenüber der Leistung der Landwirte. 

Entfesselung, Innovationen und Investitio-

nen sind der Dreiklang unserer Agrarpolitik. 

Es braucht endlich ein Bewusstsein dafür, 

dass jede Regulierung, jede Vorschrift und 

jede Auflage mit einschneidenden Konse-

quenzen für die tägliche harte Arbeit unse-

rer Landwirte verbunden ist. Es braucht ein 

Belastungsmoratorium für landwirtschaftli-

che Betriebe. Tierhalter benötigen Pla-

nungssicherheit auf der Grundlage des Bor-

chert-Plans für mehr Tierwohl. Wir wollen, 

dass auch die kommenden Generationen 

gute Gründe – und Lust! – haben, in der 

Landwirtschaft tätig zu sein! 

Debatte und Antrag: KLICK 

 
Keine weitere Zeit verlieren – unver-

zügliche Lieferung von TAURUS-

Marschflugkörpern an die Ukraine 

Die Ukraine widersetzt sich mit internatio-

naler Unterstützung seit fast zwei Jahren in 

einem aufopferungsvollen Verteidigungs-

kampf der russischen Aggression. Russland 

nimmt vorsätzlich hohe eigene Verluste in 

Kauf und terrorisiert gezielt die ukrainische 

Bevölkerung. Die russischen Streitkräfte 

stützen sich auf eine zunehmend auf Kriegs-

wirtschaft umgestellte Industrie und nutzen 

das besetzte ukrainische Hinterland wei-

testgehend ungefährdet als logistische Ba-

sis. Nur dadurch werden die Versorgung der 

russischen Truppen und deren Angriffe erst 

ermöglicht. 

Der Ukraine mangelt es an ausreichend 

Material, um die russischen Versorgungsli-

nien, Führungseinrichtungen, Stellungen 

weitreichender Waffensysteme und die lo-

gistischen Strukturen gezielt angreifen zu 

können. Doch nur mit dem richtigen Mate-

rial kann die Ukraine diesen Krieg gewinnen. 

Und die Ukraine muss den Krieg gegen 

Russland gewinnen. 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw03-de-agrarpolitischer-bericht-983214
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Angesichts der prekären militärischen 

Lage der Ukraine müssen die Anstrengun-

gen zur Ausrüstung der Ukraine sofort deut-

lich verstärkt werden. Dazu zählt eine unver-

zügliche Lieferung von Marschflugkörpern 

vom Typ TAURUS aus Beständen der Bun-

deswehr. 

Parallel hierzu muss eine Nachbeschaffung 

des abgegebenen Materials eingeleitet wer-

den. Mit unserem Antrag zwingen wir die 

Ampel dazu, zur Frage einer TAURUS-Liefe-

rung endlich Farbe zu bekennen. Die Koali-

tion muss nun zeigen, wie ernst sie es mit 

der Unterstützung der Ukraine meint. 

 

Gesetzentwurf zur Reform des 

Staatangehörigkeitsrechts 

Die Ampel-Koalition hat in dieser Sitzungs-

woche den Gesetzentwurf zur Änderung des 

Staatsangehörigkeitsrechts beschlossen. Im 

Kern geht es der Koalition darum, die Vo-

raussetzungen der Einbürgerung deutlich 

abzusenken. Mit unserem Antrag „Den Wert 

der deutschen Staatsangehörigkeit bewah-

ren“ legen wir unsere Kritik dar. Diese be-

trifft insbesondere folgende Punkte:  

• Die Verkürzung 

der Mindestau-

fenthaltszeit 

auf 5 bzw. nur 3 

Jahre lehnen 

wir ab. Die 

deutsche 

Staatsbürger-

schaft ist ein 

wichtiger In-

tegrationsan-

reiz. Echte Integration braucht Zeit. Die 

Einbürgerung sollte erst am Ende eines 

Integrationsprozesses geschehen. Mit 

den derzeitigen Fristen (grundsätzlich 8 

Jahre, bei besonderen Integrationsleis-

tungen 6 Jahre) haben wir einen ange-

messenen Zeitrahmen und liegen damit 

im europäischen Mittelfeld. 

• Den generellen Doppelpass sehen wir 

kritisch. Zwar verstehen wir sehr gut, 

wenn Menschen aufgrund ihrer Herkunft 

Bindungen an mehrere Staaten haben 

und diese Bindung auch in Form einer 

weiteren Staatsangehörigkeit bewahren 

möchten. Dennoch sind wir überzeugt, 

dass aus Sicht der Gesamtgesellschaft im 

Ergebnis die Nachteile überwiegen.  

Der Doppelpass verstärkt die politischen 

Einflussmöglichkeiten ausländischer 

Staaten in Deutschland, verkürzt den 

diplomatischen Schutz für Deutsche im 

Ausland (z.B. Fall Deniz Yücel) und ist 

auch in der EU ein Problem, weil faktisch 

ein mehrfaches Wahlrecht entsteht. 

Zudem gibt es bereits zahlreiche Aus-

nahmen – z.B. für EU-Bürger, anerkannte 

Flüchtlinge oder wenn der Herkunfts-

staat nicht aus der Staatsangehörigkeit 

entlässt. 

• Bedauerlich und falsch ist darüber hin-

aus, dass die Ampel-Koalition sich nicht 

durchringen konnte, ein ausdrückliches 

Bekenntnis zum Existenzrecht des Staa-

tes Israel – wie von uns gefordert – als 

Einbürgerungsvoraussetzung in den Ge-

setzentwurf auf-

zunehmen. 

Für uns ist die 

Einbürgerung Er-

gebnis und nicht 

Beginn gelunge-

ner Integration. 

Wir freuen uns, 

wenn Menschen 

mit ausländischer 

Staatsangehörig-

keit nach gelungener Integration Deutsche 

werden möchten. Wir freuen uns, wenn sie 

auf diesem Wege ein klares Bekenntnis zu 

Deutschland abgeben. Der Gesetzentwurf 

der Ampel genügt diesem Anspruch – Ein-

bürgerung als Ergebnis gelungener Integra-

tion – jedoch nicht. Insbesondere sehen wir 

die Verkürzung der Mindestaufenthaltszeit 

kritisch.  

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw03-de-ukraine-986472
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw03-de-staatsangehoerigkeitsrecht-986286
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Bioenergie eine klare Zukunftsper-

spektive geben und bestehende 

Hemmnisse beseitigen 

Mit unserem Antrag, den wir in erster Le-

sung beraten, unterbreiten wir 23 Vor-

schläge für Verbesserungen bei der Bioener-

gie. Diese reichen von einer Ausweitung der 

Ausschreibungen über eine Erhöhung der 

Ausbauziele bis zur Prüfung von Grüngas-

quoten. 

Mit unserem Antrag verfolgen wir unser 

Anliegen der Entfesselung aller Erneuerba-

ren Energien weiter. So haben wir bereits 

zur CO2-Abscheidung, -Verwendung und -

Speicherung (CCU/CCS), zu Wasserstoff, 

Solar und Geothermie, sowie zu Energie-

speichern umfassende Anträge in den Deut-

schen Bundestag eingebracht und beraten. 

Die Ampel nutzt dennoch immer noch nicht 

alle Potenziale der Erneuerbaren Energien 

aus. Sie richtet ihren Fokus vielmehr ledig-

lich auf Sonne und Wind. Wir wollen aber 

auch die Bioenergie entfesseln. 

 

Antrag zur IP-Adressen-Speicherung 

zum Schutz vor Kindesmissbrauch 

Bereits vor über einem Jahr hat der Europä-

ische Gerichtshof (EuGH) sein Urteil zum 

deutschen Gesetz über Mindestspeicher-

fristen für Telekommunikationsverkehrsda-

ten verkündet. Unsere Forderung nach einer 

IP-Adress-Speicherung zur Sicherung digita-

ler Beweismittel wurde vom Gerichtshof 

ausdrücklich für zulässig erklärt. 

IP-Adressen sind als digitale Beweismittel 

gerade bei der Bekämpfung des sexuellen 

Kindesmissbrauchs im Internet unabding-

bar. Ohne Speicherpflicht sind diese digita-

len Beweise – wenn eine Tat auffällt – viel-

fach gelöscht und die IP-Adresse kann kei-

ner konkreten Person mehr zugeordnet wer-

den. Das ist ein unerträglicher Zustand. Kin-

derschutz muss endlich Vorrang vor Daten-

schutz haben. 

Unseren Antrag „IP-Adressen rechtssicher 

speichern und Kinder vor sexuellem Miss-

brauch schützen“ haben wir in dieser Woche 

nach über einem Jahr Verzögerung durch die 

Ampelfraktionen endlich abschließend im 

Plenum beraten. Darin fordern wir: Bundes-

kanzler Scholz muss jetzt den Streit im Kabi-

nett zwischen Innen- und Justizministerium 

beenden. Er muss dafür sorgen, dass schnell 

eine rechtssichere Regelung zur Speiche-

rung von IP-Adressen auf den Weg gebracht 

wird. Dabei soll der laut EuGH zulässige 

Spielraum ausgeschöpft werden – zum 

Schutz der Kinder und Jugendlichen. 

Antrag? Von der         abgelehnt! 

 

Terroranschläge verhindern – Zum 

Schutz unserer Bevölkerung entschie-

dener gegen potenzielle Terroristen 

vorgehen 

Die Innere Sicherheit in Deutschland und 

Europa wird in besonderem Maße auch 

durch den islamistischen Terrorismus be-

droht. Gerade das Jahr 2020 mit den tödli-

chen Anschlägen in Paris, Dresden, Nizza 

und Wien hat uns vor Augen geführt, dass 

die Gefährdung durch den islamistischen 

Terrorismus unvermindert fortbesteht. 

Auch nach Angaben der Bundesinnenminis-

terin steht Deutschland weiterhin im unmit-

telbaren Zielspektrum islamistischer Terror-

organisationen. Den Schutz der Bevölke-

rung dürfen wir deshalb nicht dem Zufall 

überlassen. 

 

 

 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw03-de-bioenergie-983208
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw03-de-sexueller-missbrauch-983232
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Mit unserem Antrag – den wir in dieser 

Woche abschließend beraten haben – for-

dern wir die Bundesregierung deshalb auf, 

zur Verhinderung terroristischer Straftaten 

alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

Dazu gehört insbesondere, den vom Europä-

ischen Gerichtshof im Urteil vom am 22. 

September 2022 eröffneten Rahmen zur 

Einführung einer Speicherpflicht für IP-Ad-

ressen endlich zu nutzen. Zudem braucht 

der Verfassungsschutz die Befugnis zur On-

line-Durchsuchung. 

Daneben müssen die Sicherheitsbehörden 

auch potenzielle Terroristen – sogenannte 

Gefährder – verstärkt in den Blick nehmen 

dürfen. 

Antrag? Von der         abgelehnt! 

 

 

 

 

Bild der Woche 

 

Statt November 2023 wurde es Januar 2024 

– aber endlich ist der Haushalt 2024 ab-

schließend beraten und abgeschlossen. 

Hätte die Ampel mal auf uns gehört – wir 

hätten unsere diese Extrarunde ersparen 

können! 

 

Video der Woche 

In meinem ersten 

„Video der Woche“ 

kommentiere ich 

den Abschluss der 

Beratungen zum 

Haushalt 2024. 

Leider lässt die 

Ampel die Bauern 

im Regen stehen – 

und auch die Leis-

tungsträger werden 

nicht entlastet, sondern geradezu bestraft. 

Und: Der Streit in der Ampel geht weiter! 

 

 

Zitat der Woche 

«Offenbar bemerken Sie immer weniger, 

dass seit mehr als einem Jahr wesentliche 

Teile Ihrer Politik – und das gilt beileibe 

nicht nur für die Agrarpolitik, das gilt für die 

Wirtschafts- und Finanzpolitik, das gilt für 

die Energiepolitik, das gilt für die Einwande-

rungspolitik – strukturell in der Bevölkerung 

der Bundesrepublik Deutschland keine 

Mehrheit mehr haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie regieren gegen die Mehrheit der Bevöl-

kerung und der Wählerinnen und Wähler in 

Deutschland. Sie setzen Ihre Politik regel-

mäßig – so auch in dieser Woche – im Deut-

schen Bundestag mit Ihrer Mehrheit durch, 

obwohl diese Politik von einer klaren und 

eindeutigen Mehrheit der Bevölkerung 

rundheraus abgelehnt wird. Und so wie Sie 

das hier tun, meine Damen und Herren, ge-

fährden Sie nicht nur die Mehrheitsfähigkeit 

Ihrer Koalition – darüber würde ich mich an 

dieser Stelle jetzt nicht beklagen –, sondern 

Sie gefährden auch immer weiter die Zu-

stimmung der Bevölkerung zu den Instituti-

onen unseres demokratischen Rechtsstaa-

tes.» 

(CDU/CSU-Fraktionschef Friedrich Merz im Deut-

schen Bundestag am 18.1.2024) 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw03-de-terroranschlaege-983242
https://www.facebook.com/dringegraessle/videos/401308132245849

